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Antwort 

der Bundesregierung 


Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Barbara Höll und der Gruppe 
der PDS/ Linke Liste 
— Drucksache 12/7475 — 


Anpassung des Familienrechts an die Standards der europäischen Nachbarn 
und an die in den internationalen Menschenrechtskonventionen niedergelegten 
Mindestnormen 


Wir gehen von der Erwägung aus, daß es ein erklärtes Ziel der Politik 
der Bundesregierung ist, die europäische Einigung voranzubringen und 
in der Europäischen Union einheitliche Lebensverhältnisse zu schaffen. 

1. Sieht die Bundesregierung in der Anpassung des Familienrechts an 
die Standards der europäischen Nachbarn und an die in den inter- 
nationalen Menschenrechtskonventionen (insbesondere der VN- 
Kinderrechtskonvention) niedergelegten Mindestnormen ein vor- 
rangiges Ziel europäischer Einigungspolitik? 


Ein Bedarf für eine umfassende Anpassung des deutschen Fami- 
lienrechts an die in Menschenrechtskonventionen und insbeson- 
dere an die in der Kinderkonvention der Vereinten Nationen 
niedergelegten Mindestnormen besteht nicht, weil das geltende 
Recht diesen Mindestnormen entspricht. Die Bundesregierung 
bekräftigt zugleich ihre Auffassung, daß diese Übereinkommen 
Impulse für über die Mindestanforderungen hinausgehende 
innerstaatliche Reformen auf den Gebieten* der Gesetzgebung 
und sonstige Maßnahmen geben können. 

Unter diesem Gesichtspunkt kommt der von der Bundesregierung 
beabsichtigten und teilweise bereits auf den Weg der Gesetz- 
gebung gebrachten Reform des Kindschaftsrechts große Bedeu- 
tung zu. Die Reform des Kindschaftsrechts soll die Rechtsstellung 
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der ehelichen und nichtehelichen Kinder weiter angleichen, die 
Berücksichtigung des Kindeswohls stärken, Aufträge des Bundes- 
verfassungsgerichts Umsetzen und die innerdeutsche Rechts- 
angleichung vollziehen. Bei diesen Arbeiten werden auch die von 
der europäischen Rechtsentwicklung ausgehenden Impulse 
berücksichtigt. 

Eine Angleichung der Rechtsvorschriften insbesondere im Fami- 
lienrecht ist kein vorrangiges Ziel europäischer Einigungspolitik. 
Ein europäisches Einheitsrecht ohne Rücksicht auf die Besonder- 
heiten der innerstaatlichen Rechtsordnungen wäre auch nicht 
sachgerecht. 


2. Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, daß es in höchstem 
Maße unglücklich und dem Ziel einheitlicher Lebensverhältnisse 
zuwiderlaufend ist, daß seit der am 8. Januar 1993 in Kraft getrete- 
nen zweiten französischen Familienrechtsreform das französische 
Familienrecht dem deutschen diametral entgegensteht? 


Nein. Es kann keine Rede davon sein, daß sich das deutsche und 
das französische Familienrecht diametral gegenüberstehen. Aller- 
dings gibt es Unterschiede in einzelnen Punkten. Beispielsweise 
kennt das französische Recht im Unterschied zum deutschen 
Recht die Anerkennung der Mutterschaft; insoweit wird von deut- 
scher Seite eine Angleichung nicht erwogen. 


3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß Kinder von Ehe- und 
Lebenspartnern, von denen einer aus Frankreich, der andere aus 
Deutschland stammt, bei Scheidung oder Trennung zum Spielball 
widersprüchhcher Entscheidungen werden können, da in Frank- 
reich nunmehr die gemeinsame Sorge bei Scheidung und unter be- 
stimmten Auflagen auch bei Trennung unverheirateter Eltern die 
Regel ist und regelmäßig der Elternteil, bei dem das Kind nicht 
seinen ständigen Aufenthaltsort hat, ein gerichtlich verfügtes, groß- 
zügiges Umgangsrecht erhält, dessen Obstruktion durch den ande- 
ren Elternteil ein strafrechtliches Delikt ist, das mit Geldstrafe und 
Gefängnis bedroht wird? 


Die Bundesrepublik Deutschland und Frankreich haben die auf 
dem Gebiet des Minderjährigenschutzes und der Anerkennung 
und Vollstreckung ausländischer Entscheidungen in Sorgerechts- 
angelegenheiten bestehenden internationalen Übereinkommen 
ratifiziert. Das Haager Übereinkommen vom 5. Oktober 1961 über 
die Zuständigkeit der Behörden und das anzuwendende Recht auf 
dem Gebiet des Schutzes von Minderjährigen (BGBl. 1971 II 
S. 217) enthält einheitliche Regelungen der internationalen 
Zuständigkeit für Schutzmaßnahmen und sichert ihre Anerken- 
nung. Schutzmaßnahmen im Sinne dieses Übereinkommens sind 
auch Entscheidungen über das Sorgerecht außerhalb von sowie 
im Zusammenhang von Scheidungsverfahren. Die Vertragsstaa- 
ten unterrichten sich gegenseitig über laufende Verfahren. Das 
Europäische Übereinkommen vom 20. Mai 1980 über die Aner- 
kennung und Vollstreckung von Entscheidungen über das Sorge- 
recht von Kindern und die Wiederherstellung des Sorgeverhält- 
nisses (BGBl. 1990 II S. 206, 220) gewährleistet, daß das in einem 
Vertragsstaat bestehende Sorgerecht und Recht zum persönlichen 
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Umgang in den anderen Vertragsstaaten tatsächlich beachtet 
werden. Minderjährigenschutzübereinkommen und Europäisches 
Sorgerechtsübereinkommen verhindern grundsätzlich, daß Sor- 
gerechtsverfahren in mehreren Vertragsstaaten parallel durch- 
geführt werden. Innerhalb des Kreises der Vertragsstaaten der 
genannten Übereinkünfte wird es daher regelmäßig im Ergebnis 
nicht zu unterschiedlichen durchsetzbaren Sorgerechtsregelun- 
gen kommen. 

4. Wie will die Bundesregierung eine derartige Diskrepanz in einer für 
das Leben jedes einzelnen so wichtigen Frage den deutschen Bür- 
gerinnen und Bürgern verständlich machen? 


Die Bundesregierung hat keine Anhaltspunkte dafür, daß es die 
deutsche Bevölkerung nicht versteht, wenn nationale Rechtsord- 
nungen in Europa unterschiedliche Inhalte aufweisen. 


5. Ist es nicht absehbar, daß diese Diskrepanz in absehbarer Zeit zu 
zwischenstaatlichen Problemen führen wird, da bei Befassung bei- 
der Gerichtsbarkeiten mit solchen Fällen französische Behörden 
kaum familienrechtliche Beschlüsse aus Deutschland vollziehen 
werden, die in Frankreich selbst als unvereinbar mit der VN- 
Kinderrechtskonvention und geltendem französischem Recht 
betrachtet werden? 


Die Bundesregierung teilt die in der Fragestellung zum Ausdruck 
kommende Befürchtung nicht. 


6. Stimmt die Bundesregierung, unter Hinweis auf die Diskussion bei 
der Ratifizierung der VN-Kinderrechtskonvention, wo die Bundes- 
regierung die Ansicht vertrat, der Inhalt der Konvention sei von 
bestimmten „egoistischen Interessenvertretern" durch „Fehlaus- 
legungen'' entstellt und mißdeutet worden, der Auffassung zu, ob 
es nicht im Lichte der Debatten in der französischen Nationalver- 
sammlung für das Ansehen der Bundesrepublik Deutschland im 
höchsten Maße beschämend ist, daß dort die gleichen Argumente 
zur Begründung der Reform dienten, die hier von der Bundesregie- 
rung als „Fehlauslegungen" abqualifiziert werden? 


Aus der Kinderkonvention der Vereinten Nationen sind zum Teil 
Folgerungen gezogen worden, die sich aus ihr juristisch nicht 
ableiten lassen. Die Bundesregierung hat dazu in der völkerrecht- 
lichen Erklärung, die sie bei der Hinterlegung der Ratifizierungs- 
urkunde abgegeben hat, und in der Denkschrift zum Vertrags- 
gesetz die nötigen Klarstellungen vorgenommen. Die Kinderkon- 
vention läßt den nationalen Gesetzgebern im übrigen einen 
erheblichen Regelungsspielraum. 
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7. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über Fälle vor, in denen 
französische Elternteile gegen französische Gerichtsbeschlüsse 
Kinder nach Deutschland verbringen, in der Hoffnung, sich hier 
französischem Recht erfolgreich entziehen zu können? 

Ist beabsichtigt, daß deutsche Behörden dann gegen solche Eltem- 
teile französisches Recht und die VN-Kinderkonvention durchset- 
zen, während die Bundesregierung behauptet, daß es sich bei der 
von Frankreich übernommenen Interpretation der VN-Kinder- 
rechtskonvention um Fehlauslegungen handelt? 

Oder will die Bundesregierung zusehen, wie lokale Behörden in 
Deutschland und Frankreich einen absurden Kleinkrieg gegenein- 
ander führen, um die familienrechtlichen Beschlüsse der jeweils 
anderen Seite zu sabotieren? 


Erkenntnisse über Fälle, in denen französische Elternteile gegen 
französische Gerichtsbeschlüsse Kinder nach Deutschland ver- 
bringen, in der Hoffnung, sich hier französischem Recht erfolg- 
reich entziehen zu können, liegen der Bundesregierung nicht vor. 
Im Verhältnis zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Frankreich sind die gegenseitige Anerkennung und Vollstrek- 
kung von Sorgerechtsentscheidungen durch die unter Frage 3 
genannten internationalen Übereinkünfte geregelt. 


8. Wie begründet die Bundesregierung, warum sie in der für die 
Lebensverhältnisse besonders wichtigen Frage des Familienrechts 
nicht nur die bei Beginn der Legislaturperiode angekündigte 
umfassende Reform nicht vorangetrieben hat, sondern vielmehr 
erkennbar hat werden lassen, daß die Reformarbeiten nicht auf 
Anpassung an den Standard der europäischen Nachbarn hinzielen, 
sondern darauf, durch eine Taktik des Hinauszögerns und Hinhal- 
tens durch Teilreformen diese unvermeidliche Anpassung so lange 
wie möglich zu verhindern? 


Die Bundesregierung weist die in der Frage enthaltene Unterstel- 
lung entschieden zurück. Sie hat keine Gesamtreform des Fami- 
lienrechts, sondern eine Reform des Kindschaftsrechts angekün- 
digt. Die Arbeiten an dieser Reform sind gut vorangekommen. Zu 
drei Teilbereichen (Mißhandlungsverbot, Abschaffung der ge- 
setzlichen Amtspflegschaft und Erbrecht) liegen bereits Regie- 
rungsentwürfe vor. Wegen des weiteren Zeitplans wird auf die 
Antwort zu Frage 1 verwiesen. 


9. Unter Verweis auf das 1. Familienrechts änderungsge setz der DDR 
vom 1. Oktober 1990, das in einem breiten gesellschaftlichen Kon- 
sens geschaffen und in Kraft gesetzt wurde und nach zwei Tagen 
dem Einigungsvertrag weichen mußte, fragen wir, wie es die Bun- 
desregierung begründet, warum in der beim Bundesministerium für 
Frauen und Jugend eingerichteten Reformkommission kein Experte 
vertreten ist, der in kompetenter Weise sowohl die Staatenver- 
pflichtungen der Bundesrepublik Deutschland als auch die gemäß 
Artikel 59 Abs. 2 des Grundgesetzes in Bundesrecht transformierten 
subjektiven Rechte der Bürger aus der EMRK, dem VN- Zivilpakt 
und der VN- Kinderrechtskonvention in die Diskussion hätte ein- 
bringen können? 


Die Bundesregierung geht davon aus, daß mit der „beim Bundes- 
ministerium für Frauen und Jugend eingerichteten Reformkom- 
mission“ die vom Bundesministerium der Justiz einberuf ene Ar- 
beitsgruppe „Nichtehelichenrecht“ gemeint ist. Bei der Zusam- 
mensetzung der Arbeitsgruppe wurde in erster Linie darauf 
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geachtet, Erkenntnisse der Praxis in die Erörterungen einzubrin- 
gen. Für die Beurteilung der in der Frage dargestellten Punkte 
bedarf die Bundesregierung keines Beratungsgremiums. 

Im übrigen weist die Bundesregierung die in der Frage zum 
Ausdruck gekommene Unterstellung, sie erfülle völkerrechtliche 
Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland nicht, zurück. 


10. Hält es unter Verweis auf die Tatsache, daß substantielle Vorbe- 
halte zur VN- Kinderrechtskonvention nur von Staaten wie dem 
Iran, dem Irak, Saudi-Arabien und ähnlichen abgegeben wurden, 
in der Erwägung, daß es in allen Staaten der Europäischen Union 
und darüber hinaus einen Konsens darüber gibt, daß diese Konven- 
tion eine fundamentale Neuorientierung der Stellung der Kinder in 
der Gesellschaft definiert und nicht etwa eine Art von Kinder- 
schutzabkommen ist, ferner unter Berücksichtigung der Tatsache, 
daß immer wieder die Ungültigkeit der Interpretierenden Erklärung 
der Bundesregierung gemäß Artikel 51 der KRK behauptet wird, in 
der Erkenntnis, daß dies alles dem internationalen Ansehen der 
Bundesrepublik Deutschland schweren Schaden zufügt und einer 
schnellen Umsetzung der KRK vor allem im Interesse der Kinder im 
Wege steht, die Bundesregierung nicht für erforderlich, den in der 
genannten Erklärung implizierten Vorbehalt durch ersatzlose 
Rücknahme der Erklärung aufzuheben? 

Wenn nein, warum nicht? 


Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die völkerrechtliche 
Erklärung, die sie bei Hinterlegung der Ratifikationsurkunde zum 
Übereinkommen über die Rechte des Kindes am 6. März 1992 ab- 
gegeben hat, zurückzunehmen. Die Erklärung dient dem Zweck, 
Zweifelsfragen der Auslegung des Übereinkommens auszuräu- 
men und klarzustellen, inwieweit das Übereinkommen völker- 
rechtlich bindet. Die Bundesregierung hat darin ihre Auffassung 
von der Konventionskonformität des deutschen Rechts klar zum 
Ausdruck gebracht. 
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